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A. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG 

 

 
I. Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

 

 
Von den nachstehenden Nachbarkommunen, Behörden und sonstigen Trägern öffentli-
cher Belange, wurden weder Anregungen noch Bedenken vorgetragen: 

1. Regionalverkehr Münsterland GmbH 
vom 26.02.2021 

2. PLEdoc GmbH 
vom 26.02.2021 

3. Stadt Emsdetten 
vom 02.03.2021 

4. Gemeinde Hopsten  
vom 02.03.2021 

5. Stadt Ibbenbüren 
vom 03.03.2021 

6. Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen 
vom 17.03.2021 

7. Telefonica Germany GmbH &Co. OHG 
vom 26.03.2021 

8. Wasserversorgungsverband Tecklenburger Land 
vom 01.04.2021 

9. Handwerkskammer Münster 
vom 06.04.2021 
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Von den nachstehenden Nachbarkommunen, Behörden und sonstigen Trägern öffentli-
cher Belange sind Stellungnahmen mit Anregungen bzw. Hinweisen eingegangen: 

 

 
10. Stadt Hörstel- FB. III – Sicherheit und Ordnung 

vom 26.02.2021 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Gemäß der nebenstehenden Stellungnahme sind keine besonderen Maßnah-
men hinsichtlich der Beseitigung von Kampfmitteln erforderlich, da laut den 
Luftbildauswertungen keine erkennbaren Belastungen vorliegen. 

Es wird jedoch folgende Textpassage als Hinweis in den Bebauungsplan auf-
genommen: 

„Bei der Durchführung aller bodeneingreifenden Bauarbeiten ist Vorsicht gebo-
ten, da es keine Garantie dafür gibt, dass das Gelände frei ist von Kampfmittel. 
Weist bei Durchführung von Bauarbeiten der Erdaushub auf außergewöhnliche 
Verfärbungen hin oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die 
Arbeiten sofort einzustellen und der Kampfmittelräumdienst durch die Ord-
nungsbehörde der Polizei zu verständigen.“ 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 
11. Westnetz GmbH 

vom 26.02.2021 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Von der Westnetz werden keine Bedenken gegen die Planung vorgebracht. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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12. Landwirtschaftskammer NRW 

vom 27.02.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

In der Umgebung des Plangebietes befinden sich einige landwirtschaftliche 
Hofstellen, die geruchsemittierende Tierhaltung betreiben sowie eine Kläranla-
ge und ein geruchsemittierender Gewerbebetrieb. Aufgrund der Annahme, 
dass innerhalb des Plangebietes in der Gesamtheit relevante Geruchseinwir-
kungen bestehen, wurde zum Bebauungsplan Nr. 129 „Uferquartier“ eine Stel-
lungnahme vom Ingenieurbüro WENKER & GESING GmbH erstellt, welche 
den Themenaspekt Geruchsimmissionen behandelt. Die Stellungnahme vom 
11.08.2021 kommt zu dem Ergebnis, dass für Wohn- und Mischgebiete gemäß 
der GIRL geltende Immissionswert von 10 % (0,10) Geruchshäufigkeit der 
Jahresstunden eingehalten werden. 

Der Deutsche Wetterdienst (DWD) und die Meteomedia AG verfügen in der 
Umgebung des Plangebietes über diverse Messstationen. Für die Übertragung 
auf das Untersuchungsgebiet werden die an der Station Rheine-Bentlage (Sta-
tions-ID 10306) aufgezeichneten Daten aus dem sogenannten repräsentativen 
Jahr 2009 herangezogen. 

Nach Angaben der Stadt Hörstel ist bei den oben genannten Emittenten von 
folgenden Tierplätzen auszugehen, Hof Noje mit 2 Ponys sowie 10 Hühner und 
Hof Determeyer mit 942 Mastschweinen.  

Durch die Tierhaltung auf dem Hof Noje ist somit kein nennenswerter Ge-
ruchsbeitrag zu erwarten. Die somit im Rahmen der Ausbreitungsberechnung 
berücksichtigten Geruchsquellen sind nachfolgend zusammengefasst. 
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Abb. aus Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 129 „Uferquartier“ der Stadt Hörstel; Hier: Stel-
lungnahme der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen und des Kreises Steinfurt, WENKER 
& GESING GmbH, Projekt Nr. 4341.5, Gronau, 11.08.2021 

Die Auswertung der Berechnungsergebnisse erfolgt auf einem quadratischen 
Raster mit Kantenlängen von 25 m. 

Wie der nachfolgenden Abbildung entnommen werden kann, resultieren auf 
den relevanten Beurteilungsflächen innerhalb des Plangebietes auf Basis der 
oben genannten Eingangsdaten Geruchshäufigkeiten von maximal 10 % der 
Jahresstunden (entspricht einer relativen Häufigkeit von maximal 0,10 als be-
lästigungsrelevante Kenngröße). Der für Wohn- und Mischgebiete gemäß der 
GIRL geltende Immissionswert von 10 % wird somit eingehalten.  

Die Umsetzung von etwaigen zukünftigen Erweiterungsabsichten des relevan-
ten landwirtschaftlichen Betriebs dürfte aufgrund der bereits bestehenden ak-
tuellen Belastung im Bestand nur unter Einbeziehung geruchsmindernder 
Maßnahmen (Erhöhung der Abluftkamine, Abluftreinigung o.ä.) möglich sein, 
sodass zusätzliche Belastungen des Plangebietes auch bei einer Betriebser-
weiterung nicht zu erwarten sind. Konkrete Erweiterungsabsichten, die zum 
Beispiel durch eine Bauvoranfrage untermauert wurden, sind der Stadt Hörstel 
nicht bekannt.  
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Abb aus Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 129 „Uferquartier“ der Stadt Hörstel; Hier: Stel-
lungnahme der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen und des Kreises Steinfurt, WENKER 
& GESING GmbH, Projekt Nr. 4341.5, Gronau, 11.08.2021 

Dem Hinweis wird gefolgt. 
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b)  

 

Beschlussvorschlag: 

Eine externe Kompensation des ermittelten Biotopwertdefizits erfolgt über ei-
nen Kompensationsflächenpool in der Gemarkung Saerbeck. Die Maßnahme 
liegt innerhalb des Naturschutzgebietes „Haverforths Wiesen“ und umfasst 
dortige Optimierungsmaßnahmen. Eine negative Berührung agrarstruktureller 
Belange durch Neuinanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen wird durch 
die Kompensation nicht ausgelöst. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
13. EWE Netz GmbH 

vom 01.03.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

Der Umgang mit den Bestandsleitungen sowie dessen Schutz ist im Rahmen 
der konkreten Vorhabenplanung zu beurteilen und sicherzustellen.   

Ein Planvollzug ist somit grundsätzlich möglich. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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b)  

 

Beschlussvorschlag: 

Die EWE Netz wird am weiteren Planungsprozess im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung beteiligt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
14. LWL-Archäologie für Westfalen 

vom 01.03.2021 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Von der LWL-Archäologie werden keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
Planung vorgebracht. 

Es wird jedoch folgender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen: 

„Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (Kulturgeschichtliche Bodenfun-
de d.h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in 
der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Fossilien) entdeckt werden. Die Entde-
ckung von Bodendenkmälern ist der Unteren Denkmalbehörde und der LWL-
Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster (Tel. 0251 / 591 8911) unver-
züglich anzuzeigen (§§ 15 und 16 DSchG).“ 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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15. Ericsson Services GmbH 

vom 03.03.2021 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Deutsche Telekom Technik GmbH wurde im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB entsprechend miteinbezogen. (siehe Stel-
lungnahme A. I. Nr. 16) 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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16. Deutsche Telekom Technik GmbH - Richtfunk 

vom 04.03.2021 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Ericsson Services GmbH wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB entsprechend miteinbezogen. (siehe Stellungnahme 
A. I. Nr. 15) 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
17. Deutsche Telekom Technik GmbH 

vom 08.03.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

Von der Telekom werden keine Einwände gegen die Planung vorgebracht. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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b)  

 

Beschlussvorschlag: 

Der Umgang mit den Bestandsleitungen sowie dessen Schutz ist im Rahmen 
der konkreten Vorhabenplanung zu beurteilen und sicherzustellen.   

Ein Planvollzug ist somit grundsätzlich möglich. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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c)  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Erweiterung des Telekommunikationsnetzes ist im Rahmen der nachge-
ordneten konkreten Vorhabenplanung entsprechend zu planen und sicherzu-
stellen. 

Ein Planvollzug ist somit grundsätzlich möglich. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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18. Bezirksregierung Arnsberg 

vom 02.03.2021 

 

 Beschlussvorschlag: 

Von der Bezirksregierung Arnsberg wird vorgebracht, dass sich das Plangebiet 
über dem Distriktsfeld „Friedrich Wilhelm“ befindet, jedoch für den Bereich des 
Plangebietes kein Bergbau vorhanden ist. Eigentümerin dieses Bergwerksfel-
des ist die Salzgitter Klöckner Werke GmbH.   

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wird die 
Salzgitter Klöckner GmbH entsprechend beteiligt. 

Dem Hinweis wird gefolgt. 
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19. SWTE Netz GmbH 

vom 08.04.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

Von der SWTE Netz werden gegen die Planung keine Bedenken vorgebracht. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

b)  Beschlussvorschlag: 

Gemäß nebenstehender Stellungnahme wird eine Versorgungsfläche im Plan-
gebiet festgesetzt. 
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Ausschnitt von Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 129 (Stand: öffentl. Auslegung) 

Der eingetragene Standort wurde mit der SWTE Netz entsprechend der E-Mail 
vom 17.08.2021 abgestimmt. 

Dem Hinweis wird gefolgt. 

c)  

 

Beschlussvorschlag: 

Rechtzeitig vor Beginn der nachgeordneten Erschließungsmaßnahme wird der 
SWTE Netz entsprechend in die Planungen miteinbezogen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

d)  Beschlussvorschlag: 

Der nebenstehende Aspekt kann nicht auf Ebene des Bebauungsplanes gelöst 
werden, sondern ist auf der nachlagerten Ebene zu berücksichtigen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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20. Vodafone NRW GmbH 

vom 09.04.2021 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
21. Kreis Steinfurt 

vom 16.04.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 129 überdeckt in weiten Teilen den beste-
henden Bebauungsplan Nr. 87. Dieser Bauleitplan wurde im Jahr 2004 unter 
Anwendung der Eingriffsregelung aufgestellt. Das errechnete Biotopwertdefizit 
wurde bereits extern kompensiert. Aufgrund der geänderten Planung -so 
kommt es z.B. nun zur Überbauung der aktuell als Grünfläche festgesetzten 
Erweiterungsfläche des Friedhofes- und neu hinzugekommenen Teilbereichen 
wurde eine Neubilanzierung vorgenommen, die die aktuelle Bebauungspla-
nung in die Bewertung der Bestandssituation einbezieht. Auf das neu errech-
nete Defizit kann die erfolgte Kompensation anteilig für den Überlappungsbe-
reich angerechnet werden. Im Ergebnis sind knapp über 15.000 Werteinheiten 
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nach nordrhein-westfälischem Modell zu kompensieren, die sich im Wesentli-
chen aus der Neuinanspruchnahme der Grünfläche ergeben.  

Vorgesehen ist die Kompensation über einen Flächenpool in der Gemarkung 
Saerbeck. Die Maßnahme liegt innerhalb des Naturschutzgebietes „Haver-
forths Wiesen“ und umfasst dortige Optimierungsmaßnahmen. Zielsetzung im 
NSG ist u.a. die Erhaltung und Entwicklung eines großflächigen Feuchtwie-
senbereiches. Ein funktionaler Ausgleich ist damit gegeben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

b)  

 

Beschlussvorschlag: 

Der dauerhafte Erhalt des überwiegenden Teils der im Plangebiet stockenden 
Bäume wird über einzelbaumweise Erhaltungsgebote in der Planzeichnung 
festgesetzt. Eine ergänzende textliche Festsetzung zum Erhaltungsgebot lau-
tet wie folgt: 

„Die zeichnerisch dargestellten Bäume sind dauerhaft zu pflegen und zu 

erhalten. Zu erhaltende Bäume sind im Rahmen von Bauarbeiten nach 
den aktuellen Regeln der Technik zu schützen.  
Ausfälle sind zum nächstmöglichen Zeitpunkt gleichartig zu ersetzen. 
Ausnahmsweise ist eine Abweichung vom zeichnerisch dargestellten 
Standort von bis zu zwei Metern zulässig. Bei Baumstandorten entlang 
von Verkehrsflächen orientiert sich die Richtung der zulässigen Abwei-

chung ausschließlich parallel zur Grenze der Verkehrsfläche.“ 
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c)  

 

Beschlussvorschlag: 

Durch die festgesetzten Erhaltungsgebote wird auch die als Fledermaus-
Flugstraße identifizierte Lindenreihe am Fuß- und Radweg zwischen Turnhalle 
und Langenhorstweg mit Ausnahme eines Baumes erhalten. Der Empfehlung 
des Faunagutachtens wird demnach gefolgt und der Verlust der Flugstraße im 
Sinne des naturschutzrechtlichen Vermeidungsgebotes vermieden.  

Im Hinblick auf Störungen durch Beleuchtung der Flugstraße ist Folgendes 
festzuhalten: Die Wegeverbindung ist bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
durch Laternen beleuchtet. Es ist nicht auszuschließen, dass zusätzliche 
Lichtquellen im Zuge der Erschließung entstehen, z.B. als Straßenbeleuchtung 
der unweit gelegenen Planstraße B. Der Bebauungsplan setzt für die Gesamt-
heit der Außenbeleuchtung im Plangebiet Folgendes fest:  

„Für die Außenbeleuchtung sind nur Leuchtmittel mit einer Hauptintensi-

tät des Spektralbereiches über 500 nm und mit Farbtemperaturen unter 
3.000 Kelvin (z.B. Natriumdampflampen, LED-Leuchten mit Farbton im 
insektenfreundlichen Spektralbereich) sowie geschlossene Lampenkör-
per mit Abblendungen nach oben und zur Seite zu verwenden.“ 

Eine seitliche Abstrahlung wird damit so gering wie möglich gehalten und eine 
direkte, gerichtete Beleuchtung der Flugstraße unterbunden. Überdies handelt 
es sich laut Faunagutachten bei der betroffenen Fledermausart Zwergfleder-
maus um eine gegenüber Störungen relativ tolerante Art, die im Siedlungsbe-
reich sogar gezielt Laternen zur Nahrungssuche aufsucht.  

Eine Funktionsfähigkeit der Flugstraße dürfte somit weiterhin gegeben sein.  

Die fachgutachterliche Betrachtung der im Plangebiet vorhandenen Bäume 
ergab kein Vorkommen relevanter Quartierstrukturen. Der Verlust einzelner 
Bäume verursacht dieser Erkenntnis nach keine artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

d)  

 

Beschlussvorschlag: 

Aufgrund der fehelenden gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage kann eine 
Bauzeitenregelung nicht als Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden. Daher wird die Bauzeitenregelung unter die Hinweise in den Bebau-
ungsplan aufgenommen.  
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

e)  

 

Beschlussvorschlag: 

Eine Wirksamkeit der geplanten CEF-Maßnahme wird rechtzeitig nachgewie-
sen und der Unteren Naturschutzbehörde und dem zuständigen Bauamt ent-
sprechend der formalen Anforderungen (Fotodokumentation, kartographische 
Angaben zur Lage, Angaben zur dauerhaften rechtlichen Sicherung, Pflege- 
und Entwicklungsplan und Sicherstellung der regelmäßigen Pflege etc.) ge-
meldet.  

Die CEF-Maßnahme wird als Externe Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB festgesetzt und mit entsprechenden Angaben zur Lage benannt. Bei 
der Maßnahme handelt es sich um ein stadteigenes Projekt der Stadt Hörstel. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

f)  

 

Beschlussvorschlag: 

siehe Stellungnahme A. I. Nr. 12 a) 
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g)  

 

Beschlussvorschlag: 

Das nebenstehend betreffende Kleinspielfeld Bolzplatz Ludgerusschule ist ein 
bereits bestehendes Spielfeld und entsprechend der Beschilderung von seiner 
Nutzungszeit begrenzt. So ist die Nutzung des Kleinspielfeldes nur in dem 
Zeitraum von 8:00 Uhr bis max. 20:00 Uhr zulässig. In der Stadt Hörstel sind -
abgesehen von der gesetzlichen Nachtruhe von 22:00 – 06:00 Uhr- keine Ru-
hezeiten einzuhalten. Das bespielen dieses Kleinspielfeldes ist „nur“ in einem 
Alter bis 14 Jahren zulässig und somit einem Spielplatz gleichzusetzten. Des 
Weiteren wird das Kleinspielfeld hauptsächlich von der westlich anliegenden 
St. Ludgerus Schule (Grundschule) als Ergänzung für den Schulsport sowie 
als Angebot für freies Spielen für die Nachmittagsbetreuung genutzt. 

Daher wird eine lärmtechnische Untersuchung der zu erwartenden Lärment-
wicklung des Kleinspielfeldes als nicht erforderlich angesehen, da es sich hier-
bei nicht um Freizeitlärm handelt. 

 

(Abb. Schild zu Regelungen zum Bolzplatz „Ludgerusschule“) 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
22. Landesbetrieb Straßenbau NRW 

vom 12.05.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Planstraße E im Bebauungsplan wird als weitere Anbindung an das Plan-
gebiet aufgegeben und stattdessen eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung Fuß- und Radweg in dem Bereich festgesetzt, welche lediglich eine 
weitere Verbindung zur Ludgerus-Sporthalle darstellt und nicht an den Gehweg 
der Ibbenbürener Straße (L 501) anschließen wird.  

 

Ausschnitt von Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 129 (Stand: öffentl. Auslegung) 

Dem Hinweis wird gefolgt. 
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b)  

 

Beschlussvorschlag: 

Es wird folgende Textpassage unter den Hinweisen in den Bebauungsplan 
aufgenommen: 

„Von der Landesstraße 501 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die neu ge-
planten Nutzungen können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei 
Entschädigungsansprüche hinsichtlich des Immissionsschutzes geltend ge-
macht werden.“ 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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II. Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) 

 

 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit im Rahmen des § 3 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit von 
01.03.2021 bis 09.04.2021 statt. Während dieses Zeitraumes sind Bedenken oder Anre-
gungen von den Bürgern vorgetragen worden. 

 

 
1. Bürger/Anlieger 1 

vom 14.03.2021 

 

 Beschlussvorschlag: 

Ein zusätzlicher Erwerb der nebenstehenden Fläche ist nicht vorgesehen und 
zur Realisierung dieses Bebauungsplanes nicht erforderlich.  

Darüber hinaus hat eine Prüfung ergeben, dass durch eine entsprechende 
Verlagerung des Fuß- und Radweges in Richtung Westen ein Einfamilien-
hausgrundstück weniger, aber dafür nur ein Kettenhausgrundstück mehr ent-
stehen würde. Jedoch werden dafür die verbleibenden Einfamilienhausgrund-
stück sich von ca. 540 m² bei 4 Grundstücken auf ca. 620 m² bei 3 Grundstü-
cken flächig vergrößern würden. 

Daneben würde die anliegenden Doppelhausgrundstücke von ca. 650 m² auf 
ca. 810 m² vergrößert. Diese Vergrößerung würde jedoch nicht ausreichen, um 
ein zusätzliches Einfamilien- oder Doppelhausgrundstück zusätzlich zu schaf-
fen. 
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Ausschnitt ursprüngliches Konzept 

 

Ausschnitt Prüfung der Umplanung (rote Fläche = zusätzliche Fläche vom Flurstück 
286) 
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Daher wird auf den Flächenerwerb dieser Fläche verzichtet und sich im Rah-
men dieser Abwägung zugunsten des einem Einfamilienhausgrundstückes 
entschieden, um für Familien ein Wohngrundstück im Plangebiet für ein Einfa-
milien-/Doppelhaus bereitstellen zu können.  

Des Weiteren handelt es sich bei der Fläche gemäß der Berech-
nung/Überprüfung des CAD-Programes nicht um ca. 200 m², sondern lediglich 
um ca. 140 m². Dieser verhältnismäßig geringe Flächengewinn für Bauland 
und die daraus sich ergebenen Umplanung sowie dessen Ergebnisse stehen 
somit in keinem Verhältnis. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
2. Bürger/Anlieger 2 

vom 07.04.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Festsetzung im WA 1 hinsichtlich der zulässigen Anzahl der Geschosse 
bleibt bestehen. Stadtvillen werden auch weiterhin im WA 1 nicht zugelassen, 
um einen angemessenen städtebaulichen Übergang zur nördlichen bestehen-
den Siedlung zu gewährleisten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

b)  

 

Beschlussvorschlag: 

Im WA 1 wird für die zulässigen geneigten Dachformen (Sattel-, Walm- und 
Krüppelwalmdach) eine Dachneigung von 35° bis 45° festgesetzt und somit die 
Festsetzung aus dem Bebauungsplan Nr. 87 übernommen. Damit gilt die glei-
che Vorgabe für die Ausgestaltung der Dachneigung, wie bei der unmittelbar 
nördlichen angrenzenden Siedlung. Hierdurch soll ein angemessener baulicher 
Übergang von der bestehenden Siedlung zum neuen Quartier geschaffen wer-
den. 

Es werden jedoch auch begrünte Flachdächer im WA 1 zugelassen, um den 
stadtklimatischen sowie ökologischen Aspekten Rechnung zu tragen und eine 
effizientere Nutzung von Photovoltaikanlagen zur Energiegewinnung zu er-
möglichen. 

Vorteile einer Dachbegrünung ergeben sich auf vielfache Weise. Zunächst 
leisten Gründächer durch Rückhaltung und verzögerte Abgabe und Verduns-
tung von an-fallendem Regenwasser ein Abpuffern von Starkregenereignissen, 
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durch die empfohlene Versickerung des Dachwassers kann zudem eine ge-
minderte Reduktion der Grundwasserneubildung (zudem eine Entlastung des 
Kanalsystems) er-zielt werden. Bei der Planung und Umsetzung im Plangebiet 
ist allerdings zu beachten, dass der anstehende Boden eine eingeschränkte 
Versickerungsfähigkeit aufweist.  

Dachbegrünung bietet Vorteile in siedlungsklimatischer und lufthygienischer 
Hin-sicht (geringere Erhitzung durch Verdunstungsleistung, Filter für Luft-
schadstoffe). Ein Gründach bewirkt durch seine dämmende Wirkung und die 
Verdunstungskälte eine Verbesserung des Raumklimas der darunter liegenden 
Gebäudeteile sowie Energiespareffekte (Heizung im Winter, Klimatisierung im 
Sommer) und einen damit verbundenen globalklimatischen Nutzen.  

Dachbegrünung ermöglicht (bei Verwendung möglichst heimischer Gräser und 
Kräuter) eine Förderung der heimischen Pflanzen- und Tierwelt (Insekten mit 
nachfolgender Nahrungskette) und der biologischen Vielfalt.  

Die Verwendung einer vegetationsbewachsenen Oberfläche ermöglicht eine 
äs-thetische Aufwertung gegenüber üblichen Materialien zur Dacheindeckung 
wie Bitumen oder Kunststofffolie. 

Nicht zuletzt ermöglicht ein begrüntes Dach durch das Abpuffern extremer 
Wärmeeinstrahlung eine deutlich verlängerte Lebensdauer des Daches mit 
den damit verbundenen Vorteilen hinsichtlich des Ressourcenschutzes.  

Dem Hinweis wird in Teilen gefolgt. 

c)  

 

Beschlussvorschlag: 

Im Bebauungsplan wird die Festsetzung über die Zulässigkeit von Doppelhäu-
sern beibehalten, um auch Menschen mit mittleren Einkommen die sich kein 
ganz freistehendes Einfamilienhaus leisten können oder zusammen mit ande-
ren Familienmitgliedern oder Freunden bauen möchten, die Möglichkeit zu 
geben sich im Plangebiet ansiedeln zu können.  

Eine Festsetzung zur Begrenzung/Regelung der Wohneinheiten für Einzel- und 
Doppelhäuser wird im WA 1 wie folgt aufgenommen: 

„Im WA 1 sind pro Gebäude sind maximal 2 Wohnungen zulässig: je Einzelhaus 
maximal 2 und je Doppelhaushälfte maximal 1 Wohnung.“ 

Mit dieser Festsetzung soll sichergestellt werden, dass im WA 1 auf Grundstü-
cken mit Doppelhäusern keine Gebäude mit bis zu vier Wohneinheiten entste-
hen, welche optisch wie Mehrfamilienhäuser wirken und dem städtebaulich 
beabsichtigten Charakter des Bereiches als Übergang zur angrenzenden be-
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stehenden Siedlung zuwiderlaufen.  

Im weiter südlichen Teilbereich WA 4 wird jedoch 1. Wohneinheit je Doppel-
haushälfte mehr zugelassen (also je Doppelhaushälfte nur zwei Wohneinhei-
ten) als bei den Doppelhäusern des WA 1, da für den Bereich des WA 4 eine 
insgesamt höhere bauliche Dichte angestrebt wird als im WA 1. So sollen die 
Doppelhäuser des WA 4 den städtebaulichen Übergang von den südlichen 
Mehrfamilienhäusern des WA 5 zu den nördlichen kleineren Gebäudekubatu-
ren darstellen. Daher werden in dem Bereich tendenziell größere Doppelhäu-
ser mit einer Einliegerwohnung (beispielsweise für Eltern oder erwachsene 
Kinder) zugelassen.  

Dem Hinweis wird in Teilen gefolgt. 

d)  

 

Beschlussvorschlag: 

Der überbaubare Bereich des WA 1 wird zu den Geltungsbereichsgrenzen 
zurückgezogen, sodass dieser zu den angrenzenden Siedlungsbereichen ei-
nen Abstand von 5,0 m einhält.  

 

Ausschnitt von Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 129 (Stand: öffentl. Auslegung) 
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Ausschnitt von Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 129 (Stand: öffentl. Auslegung) 

Um eine gewisse Flexibilität im Hinblick auf die Planung und Errichtung von 
Bauvorhaben zu erhalten wird im Sinne der planerischen Zurückhaltung keine 
zusätzlichen Festsetzungen hinsichtlich der zulässigen Positionierung der Ge-
bäude getroffen. 

Dem Hinweis wird in Teilen gefolgt. 

e)  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Veräußerung und Vergabe von Grundstücken ist nicht Gegenstand des 
Verfahrens zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes. Dieser Aspekt wird ge-
gebenenfalls von der Stadt Hörstel im Rahmen der nachgeordneten Grund-
stücksveräußerung/-vergabe berücksichtigt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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3. Bürger/Anlieger 3 

vom 08.04.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Festsetzung im WA 1 hinsichtlich der zulässigen Anzahl der Geschosse 
bleibt bestehen. Stadtvillen werden auch weiterhin im WA 1 nicht zulässig sein. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

b)  

 

Beschlussvorschlag: 

Der Abstand der Baugrenze im östlichen WA 1 zur nördlichen Geltungsbe-
reichsgrenze beziehungsweise zur nördlichen bestehenden Siedlung wird von 
3,0 m auf 5,0 m im Sinne des Gleichbehandlungsgrundsatzes erhöht. 
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Ausschnitt von Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 129 (Stand: öffentl. Auslegung) 

 

Ausschnitt von Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 129 (Stand: öffentl. Auslegung) 

Weitere Einschränkungen im Sinne der planerischen Zurückhaltung und der 
Ermöglichung von Gärten in südlicher Richtung werden nicht vorgenommen. 

Dem Hinweis wird in Teilen gefolgt. 
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c)  

 

Beschlussvorschlag: 

Eine Regelung über die Vergabe der jeweiligen Grundstücke wird nicht Be-
standteil dieses Bebauungsplanes. Der nebenstehende Aspekt wird gegebe-
nenfalls im Nachgang im Zuge der Grundstücksveräußerungen entsprechend 
berücksichtigt. 

Eine Festsetzung zur Begrenzung/Regelung der Wohneinheiten für Einzel- und 
Doppelhäuser wird im WA 1 aufgenommen: 

„Im WA 1 sind pro Gebäude sind maximal 2 Wohnungen zulässig: je Einzelhaus 
maximal 2 und je Doppelhaushälfte maximal 1 Wohnung.“ 

Mit dieser Festsetzung soll sichergestellt werden, dass im WA 1 auf Grundstü-
cken mit Doppelhäusern keine Gebäude mit bis zu vier Wohneinheiten entste-
hen, welche optisch wie Mehrfamilienhäuser wirken und dem städtebaulich 
beabsichtigten Charakter des Bereiches als Übergang zur angrenzenden be-
stehenden Siedlung zuwiderlaufen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

d)  

 

Beschlussvorschlag: 

Pultdächer werden im WA 1 nicht zugelassen. In den Teilbereichen, wo Pult-
dächer zulässig sind, darf die Dachneigung nur zwischen 15° und 25° betra-
gen. Damit werden zu hohen Wandhöhen und sehr steile Pultdächer vermie-
den. 

Im WA 1 wird für die zulässigen geneigten Dachformen (Sattel-, Walm- und 
Krüppelwalmdach) eine Dachneigung von 35° bis 45° festgesetzt und somit die 
Festsetzung aus dem Bebauungsplan Nr. 87 übernommen. Damit gelten für 
die geneigten Dächer die gleiche Vorschrift hinsichtlich der Dachneigung, wie 
bei der unmittelbar nördlichen angrenzenden Siedlung. Hierdurch soll ein an-
gemessener baulicher Übergang von der bestehenden Siedlung zum neuen 
Quartier geschaffen werden. 

Es werden jedoch auch begrünte Flachdächer im WA 1 zugelassen, um den 
stadtklimatischen sowie ökologischen Aspekten Rechnung zu tragen und eine 
effizientere Nutzung von Photovoltaikanlagen zur Energiegewinnung zu er-
möglichen. 

Vorteile einer Dachbegrünung ergeben sich auf vielfache Weise. Zunächst 
leisten Gründächer durch Rückhaltung und verzögerte Abgabe und Verduns-
tung von an-fallendem Regenwasser ein Abpuffern von Starkregenereignissen, 
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durch die empfohlene Versickerung des Dachwassers kann zudem eine ge-
minderte Reduktion der Grundwasserneubildung (zudem eine Entlastung des 
Kanalsystems) er-zielt werden. Bei der Planung und Umsetzung im Plangebiet 
ist allerdings zu beachten, dass der anstehende Boden eine eingeschränkte 
Versickerungsfähigkeit aufweist.  

Dachbegrünung bietet Vorteile in siedlungsklimatischer und lufthygienischer 
Hin-sicht (geringere Erhitzung durch Verdunstungsleistung, Filter für Luft-
schadstoffe). Ein Gründach bewirkt durch seine dämmende Wirkung und die 
Verdunstungskälte eine Verbesserung des Raumklimas der darunter liegenden 
Gebäudeteile sowie Energiespareffekte (Heizung im Winter, Klimatisierung im 
Sommer) und einen damit verbundenen globalklimatischen Nutzen.  

Dachbegrünung ermöglicht (bei Verwendung möglichst heimischer Gräser und 
Kräuter) eine Förderung der heimischen Pflanzen- und Tierwelt (Insekten mit 
nachfolgender Nahrungskette) und der biologischen Vielfalt.  

Die Verwendung einer vegetationsbewachsenen Oberfläche ermöglicht eine 
äs-thetische Aufwertung gegenüber üblichen Materialien zur Dacheindeckung 
wie Bitumen oder Kunststofffolie. 

Nicht zuletzt ermöglicht ein begrüntes Dach durch das Abpuffern extremer 
Wärmeeinstrahlung eine deutlich verlängerte Lebensdauer des Daches mit 
den damit verbundenen Vorteilen hinsichtlich des Ressourcenschutzes.  

Dem Hinweis wird in Teilen gefolgt. 

e)  

 

Beschlussvorschlag: 

Zu den vorherig genannten Punkten der nebenstehenden Stellungnahme wird 
im Rahmen dieses Verfahrens/Abwägung entsprechend Stellung genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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f)  Beschlussvorschlag: 

Der allgemeine Zustand des Weges zwischen dem Langenhorstweg und dem 
Friedhof ist nicht Gegenstand dieses Bauleitplanverfahrens.   

Eine Ertüchtigung des nebenstehend genannten Weges wird die Verwaltung 
im Nachgang zu diesem Bebauungsplan prüfen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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4. Bürger/Anlieger 4 

vom 09.04.2021 

 

a)  

 

Beschlussvorschlag: 

Unter Berücksichtigung der sich ändernden demographischen Verhältnisses 
wie vor dem Hintergrund bundespolitischer Ziele zur Reduzierung des Flä-
chenverbrauches und zur Bekämpfung des Klimawandels müssen Kommunen 
Wege finden, weiterhin ihrer kommunalen Daseinsvorsorge gerecht zu werden 
und ausreichend Wohnbauland für alle Bevölkerungsgruppen, insbesondere 
für Haushalte mit geringen und mittleren Einkommen, bereitzustellen. 

Grundvoraussetzung für die Sicherstellung der kommunalen Daseinsvorsorge 
ist insbesondere die Bereitstellung von Grundstücken, denn eine angemesse-
ne Wohnraumversorgung benötigt bezahlbares Wohnbauland. Die Bereitstel-
lung nachfragegerechten Wohnraums stellt somit einen wesentlichen Eckpfei-
ler für die Kommune als attraktiven Lebens- und Arbeitsstandort dar. Um die-
sem Anspruch gerecht zu werden, sollen im Ortsteil Hörstel neue Wohnbauflä-
chen in zentraler Lage bereitgestellt werden. Daher wird das Grundstück der 
Friedhofserweiterung aufgrund der gegebenen Flächenverfügbarkeit und des 
hohen Bedarfes an zeitnah entwickelbaren Wohnbauflächen in Anspruch ge-
nommen. 

Diese Option der Flächenentwicklung sind der zusätzlichen Flächenauswei-
sung in der freien Landschaft vorzuziehen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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b)  

 

Beschlussvorschlag: 

Die nebenstehenden Aspekte sind nicht Gegenstand des Verfahrens zur Auf-
stellung dieses Bebauungsplanes, sondern sind im Nachgang in den jeweiligen 
Kaufverträgen zu regeln.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

c)  

 

Beschlussvorschlag: 

Im Bebauungsplan wird für das WA 1 die Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,8 
auf 0,4 reduziert. 

Im WA 1 wird für die zulässigen geneigten Dachform (Sattel-, Walm- und 
Krüppelwalmdach) eine Dachneigung von 35° bis 45° festgesetzt und somit die 
Festsetzung aus dem Bebauungsplan Nr. 87 übernommen. Damit gelten für 
die zulässigen geneigten Dächer die gleiche Vorschrift hinsichtlich der Dach-
neigung, wie bei der unmittelbar nördlichen angrenzenden Siedlung. Hierdurch 
soll ein angemessener baulicher Übergang von der bestehenden Siedlung zum 
neuen Quartier geschaffen werden. 

Es werden jedoch auch begrünte Flachdächer im WA 1 zugelassen, um den 
stadtklimatischen sowie ökologischen Aspekten Rechnung zu tragen und eine 
effizientere Nutzung von Photovoltaikanlagen zur Energiegewinnung zu er-
möglichen. 

Vorteile einer Dachbegrünung ergeben sich auf vielfache Weise. Zunächst 
leisten Gründächer durch Rückhaltung und verzögerte Abgabe und Verduns-
tung von an-fallendem Regenwasser ein Abpuffern von Starkregenereignissen, 
durch die empfohlene Versickerung des Dachwassers kann zudem eine ge-
minderte Reduktion der Grundwasserneubildung (zudem eine Entlastung des 
Kanalsystems) er-zielt werden. Bei der Planung und Umsetzung im Plangebiet 
ist allerdings zu beachten, dass der anstehende Boden eine eingeschränkte 
Versickerungsfähigkeit aufweist.  

Dachbegrünung bietet Vorteile in siedlungsklimatischer und lufthygienischer 
Hin-sicht (geringere Erhitzung durch Verdunstungsleistung, Filter für Luft-
schadstoffe). Ein Gründach bewirkt durch seine dämmende Wirkung und die 
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Verdunstungskälte eine Verbesserung des Raumklimas der darunter liegenden 
Gebäudeteile sowie Energiespareffekte (Heizung im Winter, Klimatisierung im 
Sommer) und einen damit verbundenen globalklimatischen Nutzen.  

Dachbegrünung ermöglicht (bei Verwendung möglichst heimischer Gräser und 
Kräuter) eine Förderung der heimischen Pflanzen- und Tierwelt (Insekten mit 
nachfolgender Nahrungskette) und der biologischen Vielfalt.  

Die Verwendung einer vegetationsbewachsenen Oberfläche ermöglicht eine 
ästhetische Aufwertung gegenüber üblichen Materialien zur Dacheindeckung 
wie Bitumen oder Kunststofffolie. 

Nicht zuletzt ermöglicht ein begrüntes Dach durch das Abpuffern extremer 
Wärmeeinstrahlung eine deutlich verlängerte Lebensdauer des Daches mit 
den damit verbundenen Vorteilen hinsichtlich des Ressourcenschutzes.  

In der nördlich angrenzenden bestehenden Siedlung sind ebenfalls Doppel-
häuser zulässig und vorhanden. Daher wird im WA 1 eine planerische Be-
schränkung auf lediglich „freistehende“ Einfamilienhäuser als nicht erforderlich 
und begründbar im Sinne der Gleichbehandlung angesehen, da der Teilbe-
reich des WA 1 in seinen zulässigen Bautypologien den nördlichen Siedlungs-
bereich widerspiegelt. 

Dem Hinweis wird in Teilen gefolgt. 

d)  

 

Beschlussvorschlag: 

Eine Regelung über die Vergabe der jeweiligen Grundstücke wird nicht Be-
standteil dieses Bebauungsplanes. Der nebenstehende Aspekt wird gegebe-
nenfalls im Nachgang im Zuge der Grundstücksveräußerungen entsprechend 
berücksichtigt. 

Eine Festsetzung zur Begrenzung/Regelung der Wohneinheiten für Einzel- und 
Doppelhäuser wird im WA 1 aufgenommen: 

„Im WA 1 sind pro Gebäude sind maximal 2 Wohnungen zulässig: je Einzelhaus 
maximal 2 und je Doppelhaushälfte maximal 1 Wohnung.“ 

Mit dieser Festsetzung soll sichergestellt werden, dass im WA 1 auf Grundstü-
cken mit Doppelhäusern keine Gebäude mit bis zu vier Wohneinheiten entste-
hen, welche optisch wie Mehrfamilienhäuser wirken und dem städtebaulich 
beabsichtigten Charakter des Bereiches als Übergang zur angrenzenden be-
stehenden Siedlung zuwiderlaufen.  
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Dem Hinweis wird in Teilen gefolgt. 

e)  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Festsetzung im WA 1 hinsichtlich der zulässigen Anzahl der Vollgeschosse 
bleibt bestehen. So ist im WA 1 nur 1 Vollgeschoss zulässig. Stadtvillen, des-
sen Charakteristikum u.a. ein 2 Vollgeschoss ist, sind somit im WA 1 unzuläs-
sig. 

Im WA 1 werden Pultdächer nicht zugelassen, da diese Dachform im nördli-
chen bestehenden unmittelbar angrenzenden Siedlungsbereich nicht vor-
kommt und ein angemessener städtebaulicher Übergang vom Plangebiet zur 
nördlichen Siedlung gefördert werden soll. 

Eine planerische Beschränkung im WA 1 auf die Dachform „Satteldach“ wird 
als nicht erforderlich und begründbar im Sinne der Gleichbehandlung angese-
hen, da am angrenzenden nördlichen Siedlungsbereich neben dem Satteldach 
auch Walm- und Krüppelwalmdächer als Dachform bestehen und der Teilbe-
reich des WA 1 in seinen zulässigen Dachformen (mit Ausnahme des begrün-
ten Flachdaches) den nördlichen Siedlungsbereich widerspiegelt. 

Im WA 1 wird für die zulässigen geneigten Dachformen (Sattel-, Walm- und 
Krüppelwalmdach) eine Dachneigung von 35° bis 45° festgesetzt und somit die 
Festsetzung aus dem Bebauungsplan Nr. 87 übernommen. Damit gelten für 
die zulässigen geneigten Dächer die gleiche Vorschrift hinsichtlich der Dach-
neigung, wie bei der unmittelbar nördlichen angrenzenden Siedlung. Hierdurch 
soll ein angemessener baulicher Übergang von der bestehenden Siedlung zum 
neuen Quartier geschaffen werden. 

Es werden jedoch auch begrünte Flachdächer im WA 1 zugelassen, um den 
stadtklimatischen sowie ökologischen Aspekten Rechnung zu tragen und eine 
effizientere Nutzung von Photovoltaikanlagen zur Energiegewinnung zu er-
möglichen. 

Vorteile einer Dachbegrünung ergeben sich auf vielfache Weise. Zunächst 
leisten Gründächer durch Rückhaltung und verzögerte Abgabe und Verduns-
tung von an-fallendem Regenwasser ein Abpuffern von Starkregenereignissen, 
durch die empfohlene Versickerung des Dachwassers kann zudem eine ge-
minderte Reduktion der Grundwasserneubildung (zudem eine Entlastung des 
Kanalsystems) er-zielt werden. Bei der Planung und Umsetzung im Plangebiet 
ist allerdings zu beachten, dass der anstehende Boden eine eingeschränkte 
Versickerungsfähigkeit aufweist.  
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Dachbegrünung bietet Vorteile in siedlungsklimatischer und lufthygienischer 
Hin-sicht (geringere Erhitzung durch Verdunstungsleistung, Filter für Luft-
schadstoffe). Ein Gründach bewirkt durch seine dämmende Wirkung und die 
Verdunstungskälte eine Verbesserung des Raumklimas der darunter liegenden 
Gebäudeteile sowie Energiespareffekte (Heizung im Winter, Klimatisierung im 
Sommer) und einen damit verbundenen globalklimatischen Nutzen.  

Dachbegrünung ermöglicht (bei Verwendung möglichst heimischer Gräser und 
Kräuter) eine Förderung der heimischen Pflanzen- und Tierwelt (Insekten mit 
nachfolgender Nahrungskette) und der biologischen Vielfalt.  

Die Verwendung einer vegetationsbewachsenen Oberfläche ermöglicht eine 
ästhetische Aufwertung gegenüber üblichen Materialien zur Dacheindeckung 
wie Bitumen oder Kunststofffolie. 

Nicht zuletzt ermöglicht ein begrüntes Dach durch das Abpuffern extremer 
Wärmeeinstrahlung eine deutlich verlängerte Lebensdauer des Daches mit 
den damit verbundenen Vorteilen hinsichtlich des Ressourcenschutzes.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

f)  

 

Beschlussvorschlag: 

Zu der nördlichen Geltungsbereichsgrenze beziehungsweise zur nördlichen 
bestehenden Siedlung wird ein Abstand des überbaubaren Bereiches von 
5,0 m festgesetzt. Diese Breite ist ausreichend damit sich zwischen der Be-
bauung gärtnerische Grünbereiche bilden können. 
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Ausschnitt von Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 129 (Stand: öffentl. Auslegung) 

 

Ausschnitt von Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 129 (Stand: öffentl. Auslegung) 

Weitere Einschränkungen im Sinne der planerischen Zurückhaltung und der 
Ermöglichung von Gärten in südlicher Richtung werden nicht vorgenommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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g)  

 

Beschlussvorschlag: 

Durch die nebenstehend vorgeschlagene Verlegung der betreffenden Wende-
anlage bis Trauerhalle/westliche Ende des Plangebietes würde ein ganzes 
Baugrundstück wegfallen, es würde zu einer höheren versiegelten Verkehrs-
fläche führen und eine sogenannte Übererschließung zu den direkt westlich an 
das Plangebiet angrenzenden Grundstücken erzeugt.  

Daher wird zu Gunsten einer sparsamen Erschließung sowie der Bereitstellung 
von Grundstücken/Wohnraum abgewogen und die nebenstehende Anregung 
zurückgewiesen. 

Der Hinweis wird zurückgewiesen. 

h)  

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

i)  

 

Beschlussvorschlag: 

Eine Regelung über die Vergabe der jeweiligen Grundstücke wird nicht Be-
standteil dieses Bebauungsplanes. Der nebenstehende Aspekt wird gegebe-
nenfalls im Nachgang entsprechend berücksichtigt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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